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§ 18

Hat der Hilfsbedürftige neben der Sozialfürsorgeun­
terstützung sonstige Einkünfte, so ist die Sozialfür­
sorgeunterstützung so zu bemessen, daß sie zusammen 
mit den sonstigen Einkünften — bei Arbeitseinkommen 
nach Freilassung der Beträge gemäß § 17 — den Höchst­
betrag nicht übersteigt. Eine Ausnahme von dieser 
Regelung bildet die Anrechnung von Unterhaltsbei­
trägen. Unterhaltsbeiträge sind vor Anwendung der 
Höchstbegrenzung auf die Sozialfürsorgeunterstützung 
anzurechnen.

IV.

Befreiung von der Pflicht 
zur Kostenerstattung

§ 19

Die Sozialfürsorgeunterstützung ist nicht zurückzu­
erstatten, soweit nicht in nachfolgenden Paragraphen 
etwas anderes bestimmt wird.

§20
Hat ein Sozialfürsorgeempfänger für einen Zeitraum, 

in dem ihm Sozialfürsorgeunterstützung gewährt 
wurde, Anspruch auf Rentennachzahlung, so geht der 
Anspruch auf die Rentennachzahlung für diesen Zeit­
raum in Höhe der gewährten Sozialfürsorgeunterstüt­
zung auf den Rat der Gemeinde über.

§21

(1) Besitzt ein Hilfsbedürftiger oder sein Ehegatte 
Vermögen, das vorerst zur Bestreitung des Lebens­
unterhaltes nicht verwertet werden kann, so ist der 
Sozialfürsorgecmpfänger zur Rückerstattung der emp­
fangenen Unterstützung bis zur Höhe des Vermögens­
wertes verpflichtet. Die Auszahlung der Sozialfürsorge­
unterstützung ist in diesem Falle von einer schrift­
lichen Rückzahlungsverpflichtung, bei Grundstücks­
eigentümern von der Eintragung einer Sicherungshypo­
thek abhängig zu machen. Grundstücke mit einem Ein­
heitswert von weniger als 2000 M gelten nicht als Ver­
mögen im Sinne dieser Bestimmung.

(2) Die Erstattungspflicht entfällt, wenn nur Ver­
mögenswerte und Gegenstände, die für den persön­
lichen Gebrauch oder zur späteren Fortsetzung einer 
Erwerbstätigkeit benötigt werden, vorhanden sind.

(3) Der Erstattungsanspruch gemäß § 20 und § 21 
Abs. 1 gilt als Nachlaßverbindlichkeit.

V.

Unterhaltspflicht

§ 22

Zahlt eine nach dem Familienrecht unterhaltspflich­
tige Person dem Unterhaltsberechtigten nicht den ge­
setzlichen Unterhalt und wird dieser dadurch hilfs­
bedürftig im Sinne des § 1, so kann ihm vorübergehend 
Sozialfürsorgeunterstützung gewährt werden. Der Un­

terhaltsanspruch geht bis zur Höhe der gezahlten So­
zialfürsorgeunterstützung auf den Rat der Gemeinde 
über. Der Unterhaltsverpflichtete ist vom Rat der Ge­
meinde umgehend aufzufordern, seiner Unterhaltsver­
pflichtung nachzukommen und von der Zahlung der 
Sozialfürsorgeunterstützung zu benachrichtigen.

§23

(1) Bei der Geltendmachung von Unterhaltsansprü­
chen durch den zuständigen örtlichen Rat sind die Le­
bensverhältnisse der Beteiligten und die Leistungs­
fähigkeit des Unterhaltsverpflichteten eingehend zu 
prüfen und zu berücksichtigen. Ist eine Verwirklichung 
der Unterhaltsforderung weder aus den Einkünften des 
Unterhaltsverpflichteten noch aus seinem Vermögen zu 
erwarten oder würde sie eine unangemessene Härte be­
deuten. so kann der zuständige örtliche Rat von der 
Geltendmachung des Unterhaltsanspruches absehen.

(2) Durch den Minister für Gesundheitswesen ist fest­
zulegen, welche Maßstäbe durch die örtlichen Räte bei 
der Geltendmachung von Unterhaltsansprüchen anzu­
legen bzw. zu beachten sind.

(3) Lehnt ein Unterhaltsverpflichteter es ab, den ge­
forderten Unterhalt zu leisten und besteht der ört­
liche Rat auf den geforderten Unterhaltsleistungen, so 
kann die endgültige Entscheidung über den zu leisten­
den Unterhalt und die Durchsetzung des Anspruches 
nur über das zuständige Gericht herbeigeführt werden.

VI.
Mitarbeit der Bevölkerung

§24

(1) Die staatlichen Organe sind verpflichtet, sich bei 
der Durchführung der Aufgaben auf dem Gebiet der 
Sozialfürsorge auf die ehrenamtliche Mitarbeit der Be­
völkerung zu stützen.

(2) Die ehrenamtlichen Mitarbeiter beraten und un­
terstützen die für die Sozialfürsorge zuständigen ört­
lichen Organe bei der Durchführung ihrer Aufgaben, 
insbesondere bei der Betreuung von Hilfsbedürftigen, 
der Prüfung der wirtschaftlichen und sozialen Ver­
hältnisse zur Feststellung der Hilfsbedürftigkeit, der 
Unterbringung arbeitsfähiger Sozialfürsorgeempfänger 
in Arbeit und der Prüfung von Einsprüchen.

§ 25

Die ehrenamtlichen Mitarbeiter haben über alle An­
gelegenheiten, die ihnen bei der Erfüllung ihrer Auf­
gaben zur Kenntnis kommen, Verschwiegenheit zu 
wahren.

VII.
Verfahren

§26

Der Antrag auf Gewährung von Sozialfürsorgeunter- 
stützung ist schriftlich oder mündlich beim Rat der Ge­
meinde. in der der Antragsteller seinen ständigen 
Wohnsitz hat, zu stellen.


